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216 Auf Grund des 8 6 des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 
(Reichsgeſetzblatt S. 437) wird nachſtehende 


Verordnung 


x A. 
Die Bekanntmachungen, betreffend die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen, 
vom 5. Dezember 1910 (Reichsgeſetzblatt S. 1110), 
vom 21. Juni 1913 (Reichsgeſetzblatt S. 326) n der Ziffer 5 bis 8 des 
Artikels I und hinſichtlich des Artikels II, 

vom 25. Februar 1915 (Reichsgeſetzblatt S. 113), 
vom 22. Dezember 1915 (Reichsgeſetzblatt S. 835), 
vom 14. Juni 1916 (Reichsgeſetzblatt S. 523), 
vom 21. Februar 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 243), 
vom 4. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 1365), 

werden aufgehoben. 


erlaſſen. 


B. 
Die Verordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910 (Reichsgeſetzblatt 
S. 389) wird in folgenden Punkten geandert: 
Artikel 1: 8 4 Ziffer 2 erhält folgenden Zuſatz: 
Bei Krafträdern kann von der Forderung der Feſtſtellbarkeit der Bremſe abgeſehen werden. 
§ 4 Ziffer erhält folgenden Zuſatz: 

Statt einer Huppe kann von der Polizeibehörde auch ein elektriſch betriebenes Signal⸗ 
inſtrument, deſſen Ton durch Schwingungen erzeugt wird, zugelaſſen werden. Auch ein ſolches 
Signalinſtrument muß tieftönend ſein. 

Artikel 2: § 5 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat kann einer zuverläſſigen, ins Handelsregiſter eingetragenen, Firma, zu deren 
Geſchäftsbetrieb die Herſtellung von Kraftfahrzeugen gehört, und deren Sitz ſich im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig befindet, auf ſchriftlichen Antrag nach einer auf Koſten der Firma vor⸗ 
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genommenen Prüfung (Typenprüfung) widerruflich eine gebührenpflichtige Beſcheinigung darüber 
erteilen, daß eine von ihr fabrikmäßig gefertigte Gattung von Kraftfahrzeugen den Anforderungen 
dieſer Verordnung genügt (Typenbeſcheinigung). Für im Ausland hergeſtellte Fahrzeuge kann eine 
„ ſolche Beſcheinigung einer zuverläſſigen, ins Handelsregiſter eingetragenen, Firma, zu deren 
Geſchäftsbetrieb der Handel mit Kraftfahrzeugen gehört und deren Sitz ſich im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig befindet, auf ſchriftlichen Antrag ausgeſtellt werden, wenn der Nachweis erbracht 
wird, daß die Firma im Gebiet der Freien Stadt Danzig zum alleinigen Vertriebe von Kraftfahr- 
zeugen der betreffenden Gattung berechtigt iſt. Die Typenbeſcheinigung gilt für das ganze Freiſtadt⸗ 
Gebiet. Für ein Kraftfahrzeug einer ſolchen Gattung (Satz 1 und 2) kann die Firma zu einer 
amtlichen beglaubigten Abſchrift der Typenbeſcheinigung mit etwaigen Nachträgen unter laufender 
Nummer eine Ergänzungsbeſcheinigung ausſtellen, die die Richtigkeit der im Abſ. 1 unter Nr. 4 
bis 8 vorgeſchriebenen Angaben beſtätigen muß. Eine ſolche Firmenbeſcheinigung (Abſchrift der 
Typenbeſcheinigung nebſt Ergänzungsbeſcheinigung) erſetzt das Gutachten des amtlich anerkannten 
Sachverſtändigen (8 5 Abſ. 2) in allen Fällen mit Ausnahme der des § 6 Abſ. 3 Satz 2 und 
des § 26 Abſ. 1. Für ein Fahrzeug, das ſchon einmal zum Verkehr auf öffentlichen Wegen oder 
Plätzen zugelaſſen war, darf eine Firmenbeſcheinigung nur dann ausgeſtellt werden, wenn die Firma 
das Fahrzeug nochmals geprüft und ſich von ſeiner vorſchriftsmäßigen Beſchaffenheit überzeugt hat; 
dies iſt in der Beſcheinigung zu vermerken. Über die mittels Firmenbeſcheinigung in den Verkehr 
gebrachten Fahrzeuge hat die Firma ein Verzeichnis zu fuͤhren und auf Verlangen den zuſtändigen 
Beamten vorzulegen. Firmenbeſcheinigungen können unter Mitverantwortung der Stammfirma 
— bei Fahrzeugen auslaändiſcher Herſtellung der Hauptvertretung im Sinne des Satzes 2 — auch 
von den Zweigniederlaſſungen, die dann gleichfalls zur Liſtenführung verpflichtet find, ausgeſtellt 
werden. Im Falle des Widerrufs (Satz 1 und 2) verliert die Typenbeſcheinigung ihre Gültigkeit 
und iſt nebſt allen bereits gefertigten beglaubigten Abſchriften dem Senat abzuliefern, ſoweit die 
Abſchriften nicht als Firmenbeſcheinigungen in den Verkehr gegeben worden ſind. 
Artikel 3: In der Überſchrift des Muſters 2 zu § 6 Abſ. 2 wird das Wort „dunkelgrauem“ durch 
„hellgrünem“ erſetzt. 
Artikel 4: Der letzte Abſatz des § 17 fallt fort. Dafür erhält § 17 folgenden Zuſatz: 
Der Führer hat ſich während ſeines Dienſtes des Genuſſes alkoholiſcher Getränke zu enthalten, 
Trunkenheit am Führerſitz hat die Entziehung des Fuͤhrerſcheins zur Folge. Während der Fahrt 
darf der Führer nicht rauchen. 
Artikel 5: 8 19 Abſatz 3 und 4 erhält folgende Faſſung: 
Innerhalb geſchloſſener Ortsteile find Warnungszeichen nur mit der in 8 4 Abs. 1 No. 4 vor⸗ 
geſchriebenen Kuppe oder dem elektriſch betriebenen Signalinſtrument abzugeben. Außerhalb ge⸗ 
ſchloſſener Ortsſchaften kann das Warnungszeichen auch mit einer Fanfarentrompete abgegeben 
werden. Dies Signalinſtrument darf auch loſe im Kraftfahrzeuge mitgeführt und unter Verant⸗ 
wortung des Führers auch durch eine andere im Fahrzeuge beförderte Perſon angewendet werden. 
Die Verwendung anderweiter Signalinſtrumente, insbeſondere der bei der Feuerwehr gebräuch— 
lichen iſt verboten. 
Artikel 6: Abſchnitt E erhält folgende Faſſung: 
E. Mitführen von Anhängern. 
8 25. 
Ein zum Verkehr auf öffentlichen Wegen oder Plätzen zugelaſſener Kraftwagen a einen 
Anhängewagen nur unter folgenden Bedingungen mitführen: 
1. das Geſamtgewicht leinſchließlich Ladung) des Anhängewagens darf 7,5 Tonnen nicht 
überſchreiten; 
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„Die Radkränze des Anhängewagens müſſen mit Gummi oder einem anderen elaſtiſchen 
Stoffe bereift ſein und dürfen keine Unebenheiten beſitzen, die die Fahrbahn beſchädigen könnten; 

3. der Anhängewagen muß verſehen ſein: 

a) mit einer ſicher wirkenden Bremſe, 

b) mit einer zuverläſſigen auf die Fahrbahn wirkenden Vorrichtung, die in Steigungen 

die unbeabſichtigte Rückwärtsbewegung verhindert (Bergſtütze); 

4. die Verbindung zwiſchen Anhangewagen und Kraftwagen muß ſo beſchaffen fein, daß die 
Räder des Anhängewagens auch in Krümmungen möglichſt auf den Spuren des Kraftwagens 
laufen; 

5. der Anhängewagen muß von außen ſichtbar ein mit Nieten befeſtigtes Schild haben, das 
in leicht lesbarer Schrift eine Unterſcheidungsnummer, Eigengewicht, zuläſſige Nutzlaſt. 
ſowie Felgendruck auf 1 Zentimeter Felgenbreite — Baſis der EB el beladenent 
Zuſtand angibt. 

Der Führer ift dafür verantwortlich, daß der Anhängewagen den Bedingungen des Abſ. 1, 
entſpricht und ſich in verkehrsſicherem Zuſtand befindet. Kann die Bremſe nicht vom Führerſitze 
des Kraftwagans aus bedient werden, jo muß auf dem Anhängewagen ein Bremſer mitfahren und 
eine Verſtändigung zwiſchen ihm und dem Führer möglich ſein. 

Der Senat kann allgemein oder im Einzelfalle von der Einhaltung der Beſtimmung des 
Abſ. 1 Nr. 3 Befreiung gewähren. 

Das Mitführen von Anhängeachſen zur Laſtenbeförderung und von mehr als einem Anhänge⸗ 
wagen iſt nur mit Erlaubnis der Polizeibehörde und nur für deren Bezirk zuläſſig; das gleiche 
gilt für das Mitfahren eines Anhängervagens, wenn den Bedingungen im Abſ. 1 Nr. 1, 3, 4 oder 
5 nicht genügt iſt. Der Erlaubnis der Polizeibehörde bedarf es nicht, ſoweit nur dem Erforder⸗ 
niſſe des Abs. 1 Nr. 3 nicht genügt iſt und der Senat von der Befugnis, gemäß Abſ. 3 Befreiung 
zu gewähren, Gebrauch gemacht hat. In Fällen polizeilicher Erlaubnis iſt der Erlaubnisſchein bei 
der Fahrt mitzuführen und den zuſtandigen Beamten auf Verlangen vorzuzeigen. Das Mitführen 
von Anhangeachſen zur Perſonenbeförderung kann vom Senat neh oder im Einzelfalle zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Bei Mitführen von Anhangewagen oder Achſen muß außer dem vorderen Kennzeichen des 
§ 8 Abſ. 2 das Kennzeichen nach $ 8 Abſ. 3 entweder an der Rückſeite des letzten Fahrzeuges oder 
auf beiden Seitenwänden des Kraftwagens angebracht ſein. Im letzteren Falle muß bei Dunkelheit 
oder ſtarkem Nebel eine Laterne weißes oder gelbes Licht nach hinten werfen; einer Beleuchtung 
der ſeitlichen Kennzeichen bedarf es nicht. 

8 25 a. 

Ein zum Verkehr auf öffentlichen Wegen oder Plätzen zugelaſſenes Kraftrad darf Anhänger, 
Bei⸗ oder Vorſteckwagen nur mitführen, wenn deren Radkranze mit Gummi oder einem anderen 
elaſtiſchen Stoffe bereift ſind und keine Unebenheiten beſitzen, die die Fahrbahn beſchädigen könnten; 
auch muß der Anhänger, Bei- oder Vorſteckwagen mit dem Kraftrad in zuverlaſſiger Weiſe 
gekuppelt ſein. 

Der Führer iſt dafür verantwortlich, daß der Anhänger, Bei⸗ oder Vorſteckwagen dieſen 
Bedingungen entſpricht und ſich in verkehrsſicherem Zuſtand befindet. 

Krafträder und Kraftzweiräder behalten, auch wenn ſie mit einem Anhänger, Bei⸗ oder Vor⸗ 
ſteckwagen gefuppelt find, ihre Stellung als Krafträder ($ 4 Abſ. 2 Satz 1) beziehungsweiſe Kraft⸗ 
zweiräder (8 4 Abſ. 2 Satz 2, § 8 Abſ. 4, § 11 Abſ. 2) im Sinne dieſer Verordnung. 

§ 25 b. 

Die Beſtimmungen des $ 25 finden mit Ausnahme der des Abſ. 5 Satz 2, erſter Halbſatz 

keine Anwendung auf angehängte Kraftfahrzeuge, die ſich nicht mit eigner Kraft fortbewegen. 


1. 


a 
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Solche Schleppzüge müſſen beſonders vorfihtig fahren; geſchleppte Fahrzeuge müſſen mit je einem 
Begleiter beſetzt ſein, der Bremſen und Lenkvorrichtungen bedient. 


Artikel 7: 3 31 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 


8 31. 

Soll ein Kraftfahrzeug zu Probefahrten auf öffentlichen Wegen oder Platzen in Betrieb 
genommen werden, ſo hat der Eigentümer beim En die Zulaſſung nach 88 5 und 6 zu bewirken. 
Sit die Notwendigkeit der Probefahrten nachgewieſen, jo erhält der Antragſteller an Stelle der Zu- 
laſſungsbeſcheinigung nach Muſter 2 eine beſondere Zulaſſungsbeſcheinigung nach Muſter 7 mit 
kürzeſter Befriſtung je nach Lage des Falles und ein Kennzeichen nach $ 28 Abſ. 2. Für die Ab⸗ 
ſtempelung gilt § 9 ſinngemäß. 

Kraftfahrzeugfabriken, Zweigniederlaſſungen von Kraftfahrzeugfabriken, Kraftfahrzeughändler 
und ſolche Gewerbebetriebe, die Zubehör- oder Beſtandteile von Kraftfahrzeugen liefern oder Kraft⸗ 
fahrzeuge inſtandſetzen, können, wenn ſie zuverläſſig ſind und mindeſtens durchſchnittlich 10 Arbeiter 
und Angeſtellte beſchäftigen, auf Antrag widerruflich im voraus au Vorlage eines Sachverſtandigen⸗ 
gutachtens oder einer Ausfertigung der Typenbeſcheinigung ($ 5 Abſ. 2 und 3) eine dem Umfang 
ihres Geſchäftsbetriebs entſprechende Zahl vom Senat vollzogener Zulaſſungsbeſcheinigungen nach 
Muſter 7 a erhalten, in die fie ſelbſt die Beſchreibung des Fahrzeugs einzutragen haben, und eine 
entſprechende Anzahl Kennzeichen nach 8 28 Abſ. 2 zu wiederkehrender Verwendung bei den 
einzelnen Kraftfahrzeugen; die Kennzeichen ſind der Polizeibehörde zur Abſtempelung vorzulegen; 
eine Vorführung des Fahrzeugs ($ 9) iſt nicht erforderlich. Die Vorſchriften des Satzes 1 gelten 
von ſtaatlichen Betrieben mit der Maßgabe, daß von der Feſtſtellung, ob die im Satz 1 enthaltenen 
beſonderen Vorausſetzungen vorliegen, abzuſehen iſt. 

Bei Probefahrten zur Prüfung der Verkehrsſicherheit eines Fahrzeugs iſt beſonders vorſichtig 
zu fahren (8 18 Abf. 1); für ſolche Fahrten kann der Senat beſtimmte Wege vorſchreiben. Wird 
eine Probefahrt über die Grenze des Freiſtadtgebiets ausgedehnt, ſo ſind Kennzeichen und Zu⸗ 
laſſungsbeſcheinigung vor Verlaſſen des Freiſtadtgebiets dem Danziger Grenzzollamt abzuliefern. 
Bei Entziehung der Probefahrtkennzeichen durch den Senat oder bei Ablauf der in der Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung vermerkten Friſt ſind Kennzeichen und alle erteilten Zulaſſungsbeſcheinigungen der 
Polizeibehörde unverzüglich abzuliefern. Unterbleibt die Ablieferung, ſo ſind Kennzeichen und Zu— 
laſſungsbeſcheinigungen einzuziehen; das Kennzeichen iſt nach Vernichtung des Dienſtſtempels in 
augenfälliger Weiſe unkenntlich zu machen, ſofern es nicht amtlich ausgegeben iſt. 

Bei Verkauf eines Fahrzeugs iſt die Ausſtellung der Zulaſſungsbeſcheinigung und die Zu⸗ 
teilung des nunmehr endgültig zu führenden Kennzeichens unverzüglich beim Senat zu beantragen. 
Die Zulaſſungsbeſcheinigung nach Muſter 7 oder nach Muſter 7a und das Gutachten eines Sach⸗ 
verftändiger oder die Ausfertigung der Typenbeſcheinigung (§ 5 Abſ. 2 und 3) find dem Antrag 
beizufügen. 

Über die nach Muſter 7 a ausgeſtellten Zulaſſungsbeſcheinigungen hat der Empfänger eine 
Lifte mit Beſchreibung der einzelnen Fahrzeuge und Angabe über den Verbleib der Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigungen zu führen. Zulaſſungsbeſcheinigungen nach Muſter 7 und 7 a find ſpäteſtens ein 
Jahr nach ihrer Ausſtellung dem Senat abzuliefern. 

Über alle Probefahrten iſt eine Liſte zu führen, in die jede einzelne Benutzung eines 
Probefahrtkennzeichens unter genauer Bezeichnung des Wagens (Fabrikat, Fabriknummer des 
Fahrgeſtells und Motors) und Angabe des Führers, der Inſaſſen, der Zeit der Abfahrt und 
Rückkehr, der Fahrſtrecke und Zweckes der Probefahrt einzutragen iſt. 

Die nach Abſ. 5 und 6 zu führenden Liſten find den zuftändigen Beamten auf Verlangen 
vorzuzeigen. 
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Bei Fahrzeugen, die auf Grund einer Zulaſſungsbeſcheinigung nach Muſter 7 a mit einem 
vorläufigen Aufbau zu Probefahrten benutzt werden, darf auf dem Fabrikſchild die Angabe des 
Eigengewichts (8 4 Abſ. 5) fehlen und auf der Zulaſſungsbeſcheinigung als Eigengewicht des 
betriebsfertigen Fahrzeugs das betriebsfertige Eigengewicht des Fahrgeſtells und als zuläffige 
Belaſtung die Tragfähigkeit des Fahrgeſtells (Typenbeſcheinigung Muſter c) angegeben werden. 

Der Senat ſetzt die Gebühren für die zu den Probefahrten erforderlichen Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigungen feſt und führt über die ausgegebenen Probefahrtkennzeichen eine Liſte. 

Artikel 8: Das im Artikel 4 (§ 31 Abſ. 2) vorgeſehene Muſter 7 a lautet: 
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Muſter 7 a 
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Firma, die das Fahrgeſtell hergeſtellt hat, und Fabrik⸗ 
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Anzahl der Pferdeitärfen der Maſchine oder des Motors 
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Artikel 9: 8 34 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

Bed. 

Kraftfahrzeuge der Feuerwehren im! Dienſte brauchen nicht mit einer Huppe zum Abgeben 
von Warnungszeichen verſehen zu fein (8 4 Abſ. 1 Nr. 4) und dürfen Warnungszeichen auch mit 
anderen alse den im § 19 Abſ. 3 genannten Signalinſtrumenten abgeben. Sie unterliegen nicht 
den Vorſchriften über die einzuhaltende Fahrgeſchwindigkeit (§ 18) und ſind befreit von den Vor⸗ 
ſchriften über das Ausweichen, Anhalten und Vorbeifahren in den im § 21 Abſ. 2 und 3 genannten 
Fallen; das gleiche gilt fuͤr im Dienſte befindliche Polizeifahrzeuge, wenn Gefahr im Verzug iſt. 

Artikel 10:3 8 35 wird aufgehoben. 

Artikel 11: In den Muſtern 1 und 2 zu $ 6 Abſ. 2, in dem Muſter 7 zu 8 31 Abſ. 1 und in den 
Muſtern a, d, e, zur Anlage A Ziffer XIII ift das Wort „Achsdrucke“ durch „Achs und Felgen⸗ 
drucke“ zu erſetzen. 

Artikel 12: Die Anlage A: Anweiſung über die Prüfung von Kraftfahrzeugen wird wie folgt geändert: 
Ziffer III erhalt als zweiten Abſatz folgenden Zuſatz: 

Auspuffklappen find nur zuläſſig, wenn fie in der Ruhelage ſo feſt ſchließen, daß die Aus 
puffgaſe gezwungen ſind, in dieſem Falle nur den Schalldämpfer zu paſſieren. Das Offnen der 
Auspuffklappe iſt in geſchloſſenen Ortſchaften ſowie in der Großen Allee zwiſchen Danzig und 
Langfuhr verboten; auf Landſtraßen iſt die Auspuffklappe bei Begegnung mit Pferdefuhrwerken 
zu ſchließen. 

Artikel 13: Die Anlage A, betreffend die Prüfung von Kraftfahrzeugen, wird wie folgt geändert: 

In Ziffer V, Abſatz 2, fallen im fünſten Satze die Worte: 

„Bei Wagen von mehr als 2000 Kilogramm Eigengewicht ſind ſie mit Waſſerkühlvorrichtung 
zu verſehen“ fort. 

Artikel 14: Die Anlage B, betreffend die Prüfung der Führer von Kraftfahrzeugen, wird wie folgt geändert: 
Ziffer I Abſ. 1 Satz 3 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

ein Lichtbild (Bruſtbild 6018 em groß, nnaufgezogen), das auf der Rückſeite mit der eigen⸗ 
händigen Unterſchrift des Antragſtellers und des beamteten Arztes, dem Datum der Unterſuchung 
und dem Dienſtſtempel des Arztes verſehen ſein muß; 

Ziffer VI Abſ. 2 wird wie folgt erganzt: 

In Ausnahmefällen kann der Senat einen Führerſchein auch für die Führung eines einzelnen 
beſtimmten Kraftfahrzeugs ausſtellen, insbeſondere wenn ein Kriegsverletzter ein Fahrzeug führen 
will, das der Körperbeſchaffenheit durch beſondere Einrichtungen angepaßt iſt oder das er mit Hilfe 
eines Erſatzglieds ſicher führen kann. In dieſen Fällen find Kennzeichen, Firma, die das Fahrgeſtell 
hergeſtellt hat, und Fabriknummer des Fahrgeſtells im Führerſchein anzugeben. 

Artikel 15: 

Vorſtehende Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 27. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Schümmer. 


217 Die Poſtgebühr im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und Polen) 
werden vom 15. Dezember 1922 an wie folgt feſtgeſetzt: 


Mpeeſe b. 20 g se „ ae 100 M 
‚Me jene. weiteren. 20 —⏑—W.e . 2 ng el: 
F r >> 20 60 M 


een e 50g r Fe 20 M 
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Bindenſchriftſen düngen ür > IR, ae ernennen 10 M 
h ee fir je 0 . ̃ bwh—J—'—ͤ Ä 20 M 
inder rr / Te 100 M 
F/ een ann ee ee ee . . 20 M 
deten f ĩ Pa 40 M 
Die Gebühr für nicht oder unzureichend freigemachte Brieffendungen beträgt 
das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber.» ur 60 M 
Die Eilbeſtellgebühr für Briefſendunge n 200 M 
Die Gewichtsgebühr für Wertfäfthen für je Ho ¶ vk... . 40 M 
f ee — + 200 M 
Die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben.. 20 M 
Die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahnnreeeeeeeeeeeee 30 M 
Die Einziehungsgebühr für jedes eingelöfte Poſtauftragspapiie 60 M 
Die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöfte Poſtauftragspapiie 40 M 


Danzig, den 7. Dezember 1922. 
Poft: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


218 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. 
Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſts⸗, 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzbl. S. 320) werden die in den 88 1—4 des 


Geſetzes über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. S. 43 ff.) aufgeführten Gebühren wie folgt 
feſtgeſetzt: 

1. für die Poſtkarte 

im Fernverkehr (innerhalb des Freiſtadtgebiettns sss. auf 10 M 


2. für den Brief im Fernverkehr (innerhalb des Freiſtadtgebiets) 
bis 20 Gramm 


I. Briefſendungen ($ 1 des Geſetzes) 


. ee N 72 
e ee, . ED n 
D e r . 40 


3. für den von Behörden abgeſandten dienſtlichen Aktenbrief über 250 bis 500 Gramm „ 50 
4. die Druckſachenkarte iſt ſeit dem 1. Juli 1922 als beſonderer Verſendungsgegenſtand 
weggefallen, die Karte unterliegt der Gebühr für Druckſachen bis 25 Gramm; 
5. für die Druckſache i 
bis 25 Gramm 


H- — . eo „M 5 „ 
über 25 h ,, ‚ . . 757 10 

„ 50 D ccc 1 5 % 

f 00, 250 „ . . a 2 
r . „ 3. 
Kilo „ „ 45 

„ 1 bis 2 Kilogramm (nur für einzeln verſandte ungeteilte Drudbände) .. „ 90 „ 

für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeitsformeln 

mit höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben ſ ind 5 JR 


6. für das Geſchäftspapier 
bis 250 Gramm 


F . En ne an 


über 250 bis 300 Gramm EB auf 85 M 
500 Gramm bis 1 Kilogcamm p 1 ̃˙ oAuf:!ʃ „ 
7. für die Warenproben 
bis 250 amm . ? 1 2a, 
über 250 % 500% i U / . ⅛Üo „ 
8. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Geſchäftspapieren und Warenproben 
beſtehende Miſchſendung 
biss amm ee ee ae 
über 250 „ 500 „„ „% & o—P— Er Ur Zug 2 „ 3. „ 
„ 500 % Filsgranm ge u —— Ee E 7 4 
9, für das Pickchen e logra mmm en 50 


"n 


Die Sendungen find vollſtändig freizumachen. Iſt dies nicht geſchehen, ſo wird für nicht⸗ oder 
unzureichend freigemachte Poſtkarten und Briefe das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein 
Betrag von 1 Mark, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtpoſtkarten und Dienftbriefe, wenn fie 
als ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar 
gemacht ſind, die einfache Gebühr nebſt einem Zuſchlag von 1 Mark nacherhoben. 

Nichtfreigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen werden nicht 
befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Art wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
mindeſtens aber ein Betrag von 1 Mark nacherhoben. 

Die nachzuerhebenden Beträge werden auf volle Mark nach oben abgerundet. 

Nicht⸗ oder unzureichend freigemachte dienſtliche Aktenbriefe über 250 bis 500 Gramm und 
Päckchen werden nicht befördert. 

II. Pakete (5 2 des Geſetzes) 
für Pakete innerhalb des Freiſtadtgebiets 


bis nn — „ aun oor 

über 8 „ re n 
n „ „„ 1 
„5 7 en: T Mer: ee 20 I 
„ 8 „ „ ..12% S 0 
„ r 20. 
„ 10 165*—2c er ee * 9 
I „ ee N eh 1 189 MR, 
a En EEE, 3 
14 „ P 15 240.5 
„ 14 „ 15 A Te en zn 0 2 2 
N 16 „F er 2 Pe „ 9 
4 r „ „ 330. 
„ — — Fa ME . 398 
E „„ „ 80 „ 
FF u ee „ 420 „ 


für Zeitungspakete bis 5 FeKilvgramm e ee 


III. Wertſenduugen ($ 3 des Geſetzes) 
die Verſicherungsgebühr für Wertſendungen für je 3000 M Wertangabe 
öder einen Te on 00 m;; 2: 2 auf 20 M 
IV. Poſtanweiſungen (5 4 des Geſetzes) 
für Poſtanweiſungen 
bis 100 M 


ISSN DE biss 00 M ea auf 20 M 
ee, „ ae 
e ee eee 40 „ 
h . eee 1 50 
„ „ r en. ee. „ 
„ e eee ee: u „ 80 „ 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Dezember 1922 in Kraft. Gleichzeitig erliſcht die Verord⸗ 
nung zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren vom 11. November 1922 (Geſetzbl. Seite 504 ff.) mit 
Ausnahme der darin unter „V. Zeitungen“ getroffenen Beſtimmungen. f 

Danzig, den 9. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. h 


219 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Telegraphengebühren. 
Auf Grund des vom 16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) betreffend Anderung der Poſt⸗, 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
8 1. 
Der § 1 der Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 11. November 1922 
(Geſetzblatt S. 501) wird unter 1. Telegramme wie folgt geändert: 
1. Telegramme. 
Für das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen werden erhoben 
a) eine Grundgebühr von 40 Mark und 
b) eine Workgebühr von 15 Mark für jedes Wort, 
bei Ortstelegrammen (Telegramme an Empfänger im Orts- oder Landbeſtellbezirk der Aufgabe⸗Poſt⸗ 
anſtalt) und bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
82. 
Dieſe Verordnung tritt am 15. Dezember 1922 in Kraft. 


Danzig, den 9. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 


220 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. 

Auf Grund des Geſetzesz vom 16. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 320), betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck⸗, Telepraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Die Gebührenbeſtimmungen der 88 8, 4 und 8 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 
(Geſetzbl. S. 133 ff) nebſt der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 (Geſetzbl. 
S. 323) werden wie folgt geändert: 

1. Die im 8 3 beſtimmten Gebührenſätze werden um 4900 vom Hundert erhöht. 
2. Die Ortsgeſprächsgebührenß(§ 4) betragen 20 M für jedes Geſpräch. 
Ein Mindeſtbetrag an Ortsgeſprächsgebühren für jeden Hauptanſchluß wird nicht mehr erhoben. 
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3. Die Ferngeſprächsgebühren (§ 8) betragen für ein von einer Teilnehmerſtelle ausgehendes Geſpräch 
von nicht mehr als 3 Minuten Dauer bei einer Entfernung 
bis 5 Kilometer einſchließlich 0,65 Mark 


von mehr als 5 „ 15 5 5 Sb 

" " I 15 77 25 7 1 3,00 77 

7 " n 25 77 50 * 757 5,00 n 
* „ 50 00 y 7,00 


über 100 Kilometer für jede angefangenen weiteren 100 Kilometer 3 Mark mehr. Zu den vor⸗ 
ſtehenden Gebühren ($ 8) wird ein Teuerungszuſchlag von 2900 vom Hundert erhoben mit der 
Maßgabe, daß der erſte Ferngeſprächsgebührenſatz (bis zu 5 km) 20 M und der zweite Ferngeſprächs⸗ 
gebührenſatz (5 bis 15 km) 40 M beträgt. 

4. Dieſe Verordnung tritt bezüglich der den § 3 betreffenden Gebührenſätze mit dem 1. Januar 1923, 
bezüglich der übrigen Gebührenſätze mit dem 15. Dezember 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 8. November 1922 (Geſetzbl. 
S. 500) außer Kraft. 

Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, feinen Anſchluß bis zum 14. Dezember 1922 auf den 
15. Dezember 1922 bezw. bis zum 28. Dezember 1922 auf den 31. Dezember 1922 zu kündigen. 


. Danzig, den 9. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 
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221 Verorduung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. 
Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird der § 5 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 
in der Faſſung der Verordnung vom 20. September (Geſetzbl. S. 430) wie folgt geändert: 


8 8. 
Die Gebühren betragen: 
1. für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen 


bis 100 Mf oe A ee 6 Mark 
b) von mehr als 100 Mark bis 200 Mart F 
„ 3 
d, / „ rn, 20 
e) „ e re 25. 
r I EUR Kun 1 ee Mr 30 f 
r ee 99 


und für je weitere 10 000 Mark oder einen Teil dieser Summe 20 Mark mehr. 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfalle jedoch eine Gebühr 
von 100 Mark für eine Zahlkarte erhoben. 


Dieſe Verordnung tritt am 15. Dezember 1922 in Kraft. 
Danzig, den 9. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. * 


Sahm. Förster. 
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222 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland (einſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſten) und dem Memelgebiet. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 15. Dezember 1922 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
leinſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) und dem Memelgebiet auf allen Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 40 M Grundgebühr und 20 M Wortgebühr für jedes Wort, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung zur Feſtſetzung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland und dem 
Memelgebiet vom 7. November 1922 (Geſetzbl. S. 494) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 5. Dezember 1922 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


223 Verordnung 
betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien). 
5 Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird die Verordnung vom 24. Oktober 1922 (Amtsbl. S. 137) wie folgt geändert: 


Vom 15. Dezember 1922 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


fü e kmg 2: ee sm. 100 M 
in 15 „ 200 „ 
5 7 rr . 400 „ 

und für jede angefangenen weiteren 100 R ....... 200 „ 


Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit 
nach unteilbaren Geſprachseinheiten von 3 Minuten berechnet. 
Für dringende Gefpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 
Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 
Die Verordnung zur Feſtſetzung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen vom 
24. Oktober 1922 (Amtsbl. S. 137) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 5. Dezember 1922. 


Post: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
224 Verorduung 
betreffend Feſtſetzung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien). 


— Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 15. Dezember 1922 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) auf allen Entfernungen: 
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a) bei gewöhnlichen Telegrammen 24 M für jedes Wort, mindeſtens 240 M, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Danzig, deu 5. Dezember 1922. 
Poft⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


225 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 

1. Im 8 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ iſt unter VI „von 4 M“ zu erſetzen 
durch: in Höhe des doppelten Betrags der poſtordnungsmäßigen Zuſchlaggebühr für poſtlagernde 
Sendungen, unter VIII „1600 M“ durch: 3000 M, unter IX im 3. Abſ. „1600 M“ durch: 3000 M, 
im 4. und 6. Abſ. „16 M“ durch: 30 M, im 7. Abſ. „1600 M“ durch: 3000 M und „16 M“ 
durch: 30 M. 

2. Im § 4 „Aufgabe von Telegrammen“ iſt unter V „von 4 M“ zu erſetzen durch: in Höhe 
des doppelten Betrags der poſtordnungsmäßigen Gebühr für die Einſammlung von Einſchreibſendungen 
durch die Landbeſteller auf ihren Beſtellgängen. 

3. Im 8 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ find unter IV „30 M“ beide Male zu 
erſetzen durch: 60 M und „60 M“ durch: 120 M. 

4. Im § 15 „Seetelegramme“ iſt unter IX „60 M“ zu erſetzen durch: 120 M, unter XIII 
erhält der 2. Abſ. „Für deutſche Stationen“ .... bis ... . „für ein Telegramm“ folgende Faſſung: 

Für deutſche Stationen werden in der Regel erhoben: 
1. als Küſtengebühr und \ je eine Grundgebühr von 200 M für jedes Telegramm 
2. als Bordgebühr und außerdem eine Wortgebühr von 100 M; 

im letzten Abſ. iſt „60 M“ zu erſetzen durch: 120 M. 

5. Im $ 16 „Weiterbeförderung“ iſt unter VI in der vorletzten und in der letzten Zeile des 
erſten Abſatzes „Antwort und Bote bezahlt“ oder „RX P ==“ zu erſetzen durch: „Antwort x Wörter 
und Bote bezahlt“ oder = RXPx . 

6. Im 8 17 „Erhebung der Gebühren“ "it unter IV „30 M“ zu erſetzen durch: 60 M und 
„4 M“ durch 8 M. 

7. Im 5 22 „Berichtigungstelegramme“ iſt unter I „50 M“ zu erſetzen durch 100 M. 

8. In der Anderung zu § 23 „Telegrammabſchriften; Nachforſchungen“ durch die Verordnung 
vom 8. November 1911 (Geſetzbl. S. 498) ift im Eingang ſtatt „der zweite Satz“ zu leſen: der 
erſte Satz 2 

Vorſtehende Anderungen treten am 15. Dezember 1922 in Kraft. Die Inhaber abgekürzter 
Telegrammanſchriften ſind berechtigt, die Vereinbarung bis zum 15. Dezember 1922 zum 15. Dezember 
1922 zu kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über regelmäßige beſondere Zuſtellung von Tele⸗ 
grammen ($ 3, VII bis IX der Telegraphenordnung). 


Danzig, den 5. Dezember 1922. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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Verordnung 
zur Anderung der Anweiſung für den Funktelegraphendienſt. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 


(Geſetzbl. S. 47) wird die „Anweiſung für den Funktelegraphendienſt“ vom 15. Juni 1913 nebſt 
Anderungen mit Wirkung vom 15. Dezember 1922 an wie folgt geändert: 


1. Im $ 4 iſt im zweiten Abſatz der Anmerkung zu 2, Punkt 6, „60 Mark! zu erſetzen 


durch: 120 Mark. 
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2. Im $ 10 iſt zu erſetzen unter 
1. a) „60 Mark“ und „30 Mark“ durch: 200 Mark und 100 Mark und 
b) „70 Mark“ und „35 Mark“ durch: 200 Mark und 100 Mark. 
3. Im $ 44, letzter Abſatz iſt „AO Mark“ zu erſetzen durch: 80 Mark. 


Danzig, den 5. Dezember 1922. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 


des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 


wird 
1. 


2. 


OT 


S 


10. 


die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt Seite 277 ff) wie folgt geändert: 

Im 8 14 „Wertſendungen“ iſt im Abſ. II die Zahl „1000 durch „10 000“ zu erſetzen. 

Im 5 16 „Verſchluß der Pakete und Wertſendungen“ iſt im Abſatz I und II (zweimal die Zahl 

„1000“ durch „10 000“ zu erſetzen. 

In demſelben $ (16) iſt im Abſ. II am Schluſſe des erſten Satzes hinter „tragen“ einzufügen: 
„Als Verſchlußmittel für Wertpakete kann die Poſt neben den Lackſiegeln auch Bleiſiegel 

und Stahlblechſiegel zulaſſen.“ 


In der Überſchrift zu S 17 „Beſondere Anforderungen an Verpackung und Verſchluß der Briefe 


mit Geldſtücken und der Geldſendungen über mehr als 1000 Mark“ iſt die Zahl „1000“ zu erſetzen 
durch „10 000“. 


Im 8 18 „Boftaufträge” iſt im Abſ. I unter 1., ferner im zweiten Unterabſatz und im Abſ. II 


unter 1 die Zahl „30 000“ jedesmal durch „150 000“ zu erſetzen. 


„In demſelben 8 (18) erhält im Abſ. X der zweite Satz folgende Faſſung: „Über den eingezogenen 


Betrag wird nur eine Poſtanweiſung ausgefertigt.“ 


„In demſelben $ (18) wird im Abſ. XVI unter Aa) der zweite Satz wie folgt geändert: „Für Poſt⸗ 


anweiſungen, die den für Poſtanweiſungen zuläffigen Meiſtbetrag überſchreiten, beträgt die Gebühr 
ebenſoviel, wie für die Übermittelung des Geſamtbetrags durch Einzelpoſtanweiſungen zum je⸗ 
weiligen Meiſtbetrag zu entrichten ſein würde;“ 


Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. I ſtatt „30 000 M“ zu ſetzen „150 000". 
In demſelben § (19) Abf. III erhält der zweite Satz im zweiten Unterabſatz folgende Faſſung: 


„Über den einzuziehenden Betrag braucht er nur eine Poſtanweiſung anzufertigen, auch wenn der 
für Poſtanweiſungen zuläffige Meiſtbetrag überſchritten wird.“ 

In demſelben 8 (19) wird im Abſatz XI unter 4 der zweite Satz wie folgt geändert: „Für Poſt⸗ 
anweiſungen, die den für Poſtanweiſungen zuläſſigen Meiſtbetrag überſchreiten, betragt die Gebühr 
ebenſoviel, wie für die Übermittelung des Geſamtbetrages durch Einzelpoſtanweiſungen zum je⸗ 
weiligen Meiſtbetrag zu entrichten ſein würde.“ 


19%, 


- 


1415 
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Im 822 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ erhalten im Abſ. IV die beiden erſten Sätze 
nachſtehende Faſſung: 
„IV. Vom Eilboten werden abgetragen 

a) im Ortsbeſtellbezirk gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen und Pakete ſowie Wert⸗ 
ſendungen und Poſtanweiſungen nach Maßgabe des § 36, J, 1. 

b) im Landbeſtellbezirk gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, Pakete bis zum Gewicht 
von 5 Kilogramm, Wertſendungen bis je 1000 Mark einſchließlich und Poſtanweiſungen mit 
den Geldbeträgen bis je 1000 Mark einſchließlich. Bei Wertſendungen mit höherer Wert⸗ 
angabe, bei Poſtanweiſungen über höhere Beträge ſowie bei Paketen über 5 Kilogramm nach 
dem Landbeſtellbezirk überbringt der Eilbote nur den Ablieferungsſchein, die Poſtanweiſung 
oder die Paketkarte.“ 


Im 8 80 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII die Zahl „1000“ durch „10 000“ zu erſetzen. 
Im $ 36 „Beſtellung“ iſt im Abſatz I der Wortlaut unter 18) wie folgt umzuſtellen: „auf Poſt⸗ 


aufträge zur Geldeinziehung bis 10 000 M, auf . und auf Poſtaufträge zur 
Annahmeeinholung;“ 


In demſelben $ (36) iſt im Abſatz I der Wortlaut unter 2 d wie folgt umzuſtellen: „auf Poſt⸗ 


aufträge zur Geldeinziehung bis 1000 M, auf Poſtproteſtaufträge und auf Poſtaufträge zur Annahme⸗ 
einholung“. 

Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“ iſt im Abſ. IV und Abf V die Zahl 
1 jedesmal durch „10 000“ zu erſetzen. 

In demſelben § (88) erhalt der Abſ. VII nachſtehende Faſſung: 

„VII. Einſchreibbriefſendungen ſowie Wertbriefe und Wertpakete von mehr als 10000 M 
bis zu dem für Poſtanweiſung zugelaſſenen Meiſtbetrag ($ 20, I) oder die zugehörigen Ab⸗ 
lieferungsſcheine, Benachrichtigungszettel und Paketkarten (8 36 1) ſowie Poſtanweiſungen 
uebſt den Geldbeträgen werden bei der Beſtellung, wenn der Empfänger oder fein Bevoll⸗ 
mächtigter in der Wohnung nicht angetroffen oder der Beſteller nicht vorgelaſſen wird, an 
ein erwachſenes Familienglied ausgehändigt. Sendungen von höherem Werte dürfen an 
den Ehemann oder an die Ehefrau des Empfängers ausgehändigt werden, ſofern die Ehegatten 
in häuslicher Gemeinſchaſt leben und nicht ausdrücklich andere Beſtimmungen getroffen haben. 
Betreibt einer der Ehegatten ein Handelsgewerbe, ſo dürfen die unter ſeiner Firma ein⸗ 
gehenden Sendungen an den anderen Ehegatten nur beim Vorliegen einer Poſtvollmacht 
ausgehändigt werden. Im übrigen dürfen die Sendungen von höherem Werte nur an den 
Empfänger ſelbſt oder ſeinen Bevollmächtigten ausgehändigt werden.“ 

In denifelben 8 (38) iſt im Abſ. VIII als zweiter Unterabſatz einzufügen: 

„Mit der Aufſchrift „An die Familie“ verſehene Sendungen, für die die Poſt Gewähr 
leiſtet, ſind einem erwachſenen Familienglied auszuhändigen.“ 

Vorſtehende Anderungen treten mit dem Tage der Verkündung dieſer Verordnung in Kraft. 


Danzig, den 9. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


Verorduung 
zur Anderung der Poſtordnung. 8 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 des 


Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) wird 
die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
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1. Im 8 1 „Allgemeines; Meiſtgewicht; Art der Freimachung“ if 5 hinter 5 
Beer echten: ch F hung“ iſt unter 1. b) hinter „Druckſachen 
einzeln verſandte ungeteilte Drudbände bis 2 kg, 
2. Im $ 7 „Druckſachen“ iſt im Abſatz XIII zu ſetzen ſtatt „10 Pf.“: 50 Pf. 
3. In demſelben 8 (7) iſt im gleichen Abſatz, 2. Unterabſatz, im letzten Satz zwiſchen „Fehlbetrags“ 
und „nacherhoben“ einzuſchalten: „ mindeſtens aber ein Betrag von 1 M, F 
4. In demſelben $ (7) iſt im Abſ. XV zu ſetzen ſtatt „50 Pfennig“: 1 Mark. 
5. Im 8 12 % Pakete“ iſt im Abſ. V zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
a 315 5 15 ER iſt im Abf. IV zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 20 Mark. 
. „Poſtaufträge“ iſt im Abſ. XVI unter Ziffer 2 und 3 zu ) jedes⸗ 
mal (an 2 Stellen): 12 Mark. 2 eee 
8. In demſelben 8 (18) iſt im Abſ. XVI, Ziffer 5a, zu ſetzen ſtatt „60 Mark“: 120 Mark. 
9. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. XI unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „6 Mark“ 
jedesmal (an 2 Stellen): 12 Mark. f ö 
10. Im $ 20 „Poſtanweiſungen“ ift im Abſ. XV, Ziffer 3, zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
11. In 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ iſt zu ſetzen im Abſatz V 
ſtatt „15 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 30 Mark, 
ſtatt „45 Mark“: 90 Mark, 
ſtatt „30 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 60 Mark, 
ſtatt „60 Mark“: 120 Mark; 
im Abſatz VI: 
ſtatt „10 Mark“ jedesmal (an 2 Stellen): 20 Mark, 
ſtatt „30 Mark“: 60 Mark. 
12. Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „360 Mark“: 720 Mark, 
ſtatt „120 Mark“: 240 Mark. 
13. In demſelben 8 (23) iſt zu ſetzen im Abſ. VI im 1. Unterabſatz 
ſtatt „1 Mark“: 2 Mark, 
ſtatt „10 Mark“: 20 Mark; 
im 2. Unterabſatz 
ſtatt „5 Mark“: 10 Mark. 
14. Im 8 25 „Briefe mit Zuſtellungsurkunde“ iſt im Abſ. VII, Ziffer 2, zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 5 
20 Mark. 
15. Im $ 26 „Rückſchein“ iſt im Abſ. II zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 20 Mark. 
16. Im 8 29 „Ort der Einlieferung“ ift zu ſetzen im Abſ. I Unterabſatz ſtatt „2 Mark“: 4 Mark, 
im Abſatz IV ſtatt „12 Mark“: 24 Mark. 
17. In demſelben $ (29) Abſ. VII erhalten die beiden letzten Zeilen folgenden Wortlaut: 
gebühr vorauszuentrichten; dieſe beträgt für Einſchreibebriefſendungen, Poſtanweiſungen und 
Wertbriefe 4 Mark, für Pakete bis 2½ kg einſchließlich 12 Mark und für ſchwerere Pakete 24 Mark. 
18. Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII zu ſetzen ſtatt „12 Mark“: 24 Mark. 
19. Im 8 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Auſſchriften“ iſt 
zu ſetzen im Abſ. VI, Ziffer 3 
ſtatt „6 Mark“: 12 Mark, 
im Abſ. VII ſtatt „4 Mark“: 8 Mark, 
im Abſ. X 
ſtatt „3 Mark“: 16 Mark, 
ſtatt „4 Mark“: 8 r 
im Abſ. XII 
ſtatt „4 Mark“: 8 5 


20. 
Im 8 36 a „Gebüheen für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ find zu erſetzen 


22. 


23. 


24. 
25. 


26. 


28. 


29. 
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Im 8 36 „Beſtellung“ iſt im Abſ. V zu ſetzen ſtatt „20 Mark“: 40 Mark. 


unter 
La „2 M“, „1 M' und „6 M“ dülrch 
„4 M“, „8 M“ und „12 M“, ferner 
„EM“, „8 M“ und „12 M“ durch 
„8 M“, „16 M“ und „24 M“; 
unter 
Ib „1 M 50 Pf.“ und „3 M“ dußch 
53 M“ und „6 M“. 
In demſelben 8 (36 a) erhält der 1. Unterabſ. des Abſatzes IV folgenden Wortlaut: n 
Für unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
mindeſtens aber ein Betrag von 1 M, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtbriefe und 
Dienſtpoſtkarten, wenn ſie als ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſt⸗ 
zuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache Gebühr nebſt einem Zuſchlag von 
1 M nacherhoben. Die nachzuerhebenden Beträge werden auf volle Markſummen nach oben 
abgerundet. 
Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „8 Mark“: 
16 Mark. 
Im 8 40 „Poſtlagende Sendungen“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 
In demſelben 5 (40) iſt zu ſetzen 
im Abf. V 
ſtatt „20 Mark“: 40 Mark, 
im Abſ. VI 
ſtatt „10 Mark“: 20 Mark, 
im Abſatz VII 
ſtatt „12 Mark“: 24 Mark. 
Im 8 41 „Paketlagergebühr“ iſt zu ſetzen 
im bj. I 
ſtatt „3 Mark“: 6 Mark, 
im Abſ. III 
ſtatt „180 Mark“: 360 Mark. 


„Im 8 42 „Abholen der Sendungen“ iſt zu ſetzen 


im Abſ. I 
ſtatt „8 Mark“: 16 Mark, 
im Abſ. II 
ſtatt „3 Mark“: 16 Mark; 
im Abſ. V 
im 1. Abſ. „ſtatt 24 Mark“: 48 Mark, 
im 2. Abſ. ſtatt „72 Mark“: 144 Mark, 
im Abſ. VI 
ſtatt „120 Mark“: 600 Mark und ſtatt „210 Mark“: 900 Mark. 
Im 8 44 „Nachſendungen der Poſtſendungen; Überweiſung von Zeitungen“ iſt im Abs. VI zu 
ſetzen ſtatt „8 Mark“: 16 Mark. a 
Im 8 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsorte“ iſt im Abſ, IV zu 
ſetzen ſtatt „12 Mark“: 25 Mark. 
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30. Im $ 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, Aus- 
fertigung von Doppeln“ iſt im Abſatz I zu ſetzen ſtatt: „12 Mark“: 25 Mark. 
31. In demſelben § (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt 6 Mark“: 12 Mark. 
32. Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ſtatt „6 Mark“: 15 Mark. 
33. Im 8 50 „Zahlung der Gebühren iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „10 Mark“: 20 Mark. 
Vorſtehende Anderungen treten am 15. Dezember 1922 in Kraft. 


Danzig, den 9. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


5 Sahm. Förster. 


229 Die Gebühren fir Briefe, Poſtkarten und Pakete nach Deutſchland und dem Memelgebiet werden 
mit Wirkung vom 15. Dezember abweichend von den für den innerfreiſtädtiſchen Verkehr geltenden 
Gebühren wie folgt feſtgeſetzt: 

für Briefe 


ef, ee 25 M 
e 20 e 8 
C a 45 „ 
für Woſtarten auff 99 
für Pakete im Einzelgewicht 
bis auß 250 M 
i 300 „ 
EE „ 350 „ 
a SE Fee 400 „ 
„7770 AAA 450 „ 
r > ee = 500 „ 
f „ AAA u 620 „ 
SSS ͤ 2 ee 740 „ 
„ 7 Se 860 „ 
a 0 Dr ee \ 980 „ 
. c Dr 1100 „ 
r ns. 1220 „ 
c ey Ze 1340 „ 
„ c 1460 „ 
r Se ee 1580 „ 


a ni... = = 1700 „ 
für Zeitungspakete im Einzelgewicht bis 5 kg auf 125 M. 


Bei den ſonſtigen Brieſſendungen, der Verſicherung der Wertſendungen und bei Poſtanweiſungen 
werden auch künftig die innerfreiſtädtiſchen Gebühren erhoben. 


Danzig, den 8. Dezember 1922. 


Poft⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


230 


wird 
1 
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Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 


Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
folgendes beſtimmt: 


Die durch die Fernſprechordnung vom 17. September 1921 feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen 
Beträge einſchließlich der unter Punkt 1 der Verordnung zur Anderung der Fernſprechordnung 
vom 6. Juni 1922 (Amtsbl. Nr. 19/1922 der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung) feſtgeſetzten Gebühren 
werden um 4900 vom Hundert erhöht. 


Der Zuſchlag wird aus dem nach dem Fernſprechgebühren⸗Geſetz und der Fernſprechordnung zu 
entrichtenden Geſamtbetrag berechnet und in Form eines Teuerungszuſchlags erhoben. 


Der 8 5 der Fernſprechordnung erhalt am Schluß folgenden neuen Punkt V: 


V. Bei Nebenanſchlüſſen außerhalb des Grundſtücks der Hauptſtelle nach den Wohn- oder 
Geſchaftsräumen einer anderen Perſon als des Inhabers des Hauptanſchluſſes werden, ſoſern 
die andere Perſon auf dem Grundſtück, in dem ſich die Nebenſtelle befindet, ſelbſt einen Haupt⸗ 
anſchluß beſitzt, Gebühren wie bei ſtaatseigenen Querverbindungen nach § 6 III jährlich erhoben. 


Bei Ausnahme⸗Nebenanſchlüſſen nach den Wohn- oder Geſchäftsräumen einer anderen 
Perſon als des Inhaber des Hauptanſchluſſes, werden, ſofern die andere Perſon auf dem Grund⸗ 
ſtück, in dem ſich die Ausnahme⸗Nebenſtelle befindet, ſelbſt einen Hauptanſchluß beſitzt, Gebühren 
wie bei Ausnahme⸗ Querverbindungen ($ 6 IV) erhoben. 


Die Gebühren werden ſämtlich dem Inhaber der Hauptſtelle, zu der der Nebenanſchluß 
oder der Ausnahme⸗Nebenanſchluß gehört, angerechnet. 


Im 8 15 III iſt in Zeile 2 ſtatt „50 Pf.“ zu ſetzen „das Doͤppelte des im 8 4 F. Geb. G. 
beſtimmten Ortsgeſprächsgebührenſatzes“. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Dezember 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 8. November 1922 außer Kraft. Zu den vierteljährlich 
im voraus laufenden Gebühren wird jedoch noch bis Ende Dezember 1922 der Zuſchlag von 3100 
vom Hundert und erſt vom 1. Januar 1923 der Zuſchlag von 4900 vom Hundert erhoben. Dies 
gilt auch für alle laufenden Gebühren, die bis Ende Dezember 1922 fällig werden. 


Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen deren Gebühren durch die vorſtehende Ver⸗ 
ordnung erhöht werden, bis zum 28. Dezember 1922 auf den 31. Dezember 1922 zu kündigen. 
Das gleiche Recht haben Inhaber von Nebentelegraphen und von beſonderen Telegraphen. 


Unbeſchadet der Beſtimmung unter Punkt 5 Satz 4 find für alle Leiſtungen der Telegraphenver⸗ 
waltung, die nach dem 14. Dezember 1922 ausgeführt werden, die neuen Gebührenſätze auch dann zu 
entrichten, wenn der Antrag vor dem 15. Dezember 1922 geſtellt worden iſt. 


Danzig, den 9. Dezember 1922. 


Poft⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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231 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Erhöhung der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete 
der Freien Stadt. Vom 8. Dezember 1922. 
Artikel T. 
Der Senat wird ermachtigt, mit Wirkung vom 1. Dezember 1922 der Erhöhung der 3.431. im 
Güter⸗ und Tierverkehr geltenden Tarifſätze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig 


um 150 v. H. zuzuſtimmen. ; 
Artikel II. N 


Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 
Danzig, den 8. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Runge. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


